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Preuſen. 
a Landtags = Verhandlungen. 
50. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (19. Sept.). 


„ Präfivent Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Das Haus und 
die Tribünen ſind vollſtändig beſetzt. Auf der Tribüne des Herrenhauſes: 
Herr v. Kleiſt⸗Retzow u. A. Am Miniſtertiſche: der Kriegs miniſter 
und feine drei Commiſſarien, Herr v. Mühler, Gr. zur Lippe, 
der Commiſſar des Finanzminiſters, Geh. Rath Moelle. 

Tagesordnung: Fortſetzung der Militärdebatte. 

Zunächſt referirt der Abg. v. Vaerſt über die geſtrigen und vorgeſtri⸗ 
gen Berathungen und Beſchlüſſe der ade (Dieſelben ſind be: 
reits ausführlich mitgetheilt.) Er müſſe vor Allem das Bedauern ausdrücken, 
daß die Verhandlungen einen genügenden Erfolg nicht gehabt. Der Kriegs⸗ 
miniſter habe ferner noch erklärt, 1) daß das Stavenhagenſche Amendement 
für 1863 der Regierung als nicht annehmbar erſcheine, 2) daß ſelbſt dle 
factiſche Ausführung der zweijährigen Dienſtzeit auf die größten techniſchen 
Schwierigkeiten ſtoßen würde. — Selbſt für 1862 wolle er die beantragten 
Erſparniſſe nicht gerade bei den von den Amendements vorgeſchlagenen 

unkten eintreten laſſen. Danach habe die Commiſſion auf Antrag des 
Abg. v. Hoverbeck beſchloſſen, in der Berathung des Etats über die Mili⸗ 
tärverwaltung für 1862 fortzufahren. Er habe dem nichts hinzuzufügen und 
beantrage, dem Commiſſtonsbeſchluſſe beizutreten. 5 

Präs. Grabow eröffnet die Discuſſion über dieſen Antrag. Es ergreift 
zunächſt das Wort der ; 

Kriegsminiſter v. Roon: Meine Herren, ich habe der Auseinanderſetzung 
des Referenten im Weſentlichen nichts hinzuzufügen, jedoch iſt es meine 
Pflicht, einige Punkte zu berichtigen, von denen ich glaube, daß der Referent, 
gewiß unabſichtlich, meine Aeußerungen nicht fo wiedergegeben hat, wie ſie 

emacht worden. Es handelt ſich zunächſt um den Etat für das Jahr 1862. 
In Bezug darauf halte ich an meiner erſten Erklärung feſt, und wenn der 
Referent meinte, ich hätte ſo weit meine Entſchließungen geändert, daß ich 
darauf gedrungen hätte, einzelne Punkte in dem Amendement nicht zu accep⸗ 
tiren, ſo habe ich vielmehr in der geſtrigen Commiſſions⸗Sitzung erklärt, daß 
ich mir darüber die Discuſſion vorbehalten müſſe, weil ich die Meinung 
habe, es könne der Staatsregierung wohl gelingen, das Haus zu überzeu⸗ 

en, daß die von dem Antragſteller proponirten Erſparniſſe beſſer an andern 
Punkten zu machen ſeien. Was die Ablehnung der zweijährigen Dienſtzeit 
anbelange, jo hat der Referent nach meiner Meinung in der Sache vielleicht 
vollkommen Recht, aber es iſt davon im Allgemeinen geſtern nicht die Rede 
r de ich habe mich darauf beſchränkt zu erklären, daß das Amendement 

r das Jahr 1863 unannehmbar ſei und zwar aus denjenigen Gründen, 
welche ich in der Commiſſion vorgetragen habe. Eine weitere Discuſſion 
bat meines Wiſſens nicht ſtattgefunden. Ich habe das nur conſtatiren wol⸗ 
len: es iſt wohl in der That ſo, wie der Herr Referent vermuthet, daß die 
Regierung allerdings auf eine geſetzliche Verringerung der Dienſtzeit nicht 
eingehen kann, aber ich muß auch conſtatiren, daß eine factiſche Verringe⸗ 
rung bereits ſtattgefunden hat, und, wie die Etats⸗Vorlagen beweiſen, auch 
wirklich ſtattfindet, nur kann ich nicht auf die Modalitäten eingehen, unter 
denen die factiſche Verringerung für 1863 in dem Antrage Stavenhagen 
hergeſtellt werden Toll, 5 : : 

: Es find ſechs Redner für, zwei gegen den Commiſſions⸗Antrag einge: 
ſchrieben. j en 

Abg. v. Rönne (Glogau): Er habe ſich nicht gegen dieſen Antrag 
um das Wort gemeldet. 3 

Abg. Reichenſperger (Beckum): Er geſtehe, daß er wie der Vorredner 
2 Grund finden könne, ſich gegen dieſen Antrag der Commiſſion aus⸗ 
zuſp en. 

Abg. Simſon (für den Commiſſions⸗Antrag): Vor wenigen Tagen hät⸗ 
ten er und ſeine politiſchen Freunde ſich für ein Amendement erklärt, das 
nicht aus ihren Reihen herborgegangen, ihnen aber der Situation ange: 

meſſen erſchien und ihnen, je mehr ſie ſich damit beſchäftigten, deſto mehr 

jnaelagt habe. Der Sinn deſſelben ſei wiederholentlich dem Hauſe klar ge⸗ 
egt worden. Man wollte damit einen Zuſtand vermeiden, gegen den der 
von 1859 und der von 1862 wie ein Eldorado ausgeſehen hätte, welcher die 
ſchweren Opfer, die das Land ſeit drei Jahren getragen, zu einer nutzloſen 
Verſchwendung gemacht hätte. Welche auch von den Parteien die Majorität 
des Landes hinter ſich habe, eines ſei mit unbeſtreitbarer Gewißheit aus 
der Debatte hervorgegangen: daß das Land einſtimmig eine geſetzliche 
und zwar eine friedliche Regelung des gegenwärtigen Zuſtandes verlange. 
Dazu ſei das Amendement, welches alle Erforderniſſe eines echten Compro⸗ 
mies trug, beſonders geeignet erſchienen. — Dieſe Anſicht habe nur bei 
etwa einem Fünftel der Mitglieder des Hauſes Zuſtimmung gefunden, die 
Antragſteller hätten es deshalb wieder fallen laſſen, er und ſeine Freunde es 
aus dem angegebenen Grunde wieder aufgenommen. Da habe zu ihrer 
Ueberraſchung unerwartet der Herr Kriegsminiſter die bekannte Erklärung 
vom vorgeſtrigen Tage abgegeben. Mit Recht habe derſelbe das Haupt: 
gewicht in dem Amendement für 1863 geſehen. Die Vertagung wäre an ſich 
ungerechtfertigt, das Mittel in dem entſchiedenſten Mißverhaltniß zu dem 
Zwecke geweſen, wenn die Erklärung des Miniſters nichts bezweckt hätte, als 
die Abſetzung der geringfügigen Summe, welche das Amendement pro 1862 
zu ſtreichen beantrage, und wenn für 1863 nichts damit gewonnen werden 
ſollte. Eine Beſtätigung dieſer Auffaſſung habe man auch wohl darin ſehen 
dürfen, daß der Kriegsminiſter dem Vertagungsantrage nicht widerſprochen. 
Die Ueberraſchung über ſeine Erklärung ſei eine freudige geweſen. Ein 
Urtheil aber über die plötzliche Aenderung dieſer Erklärung getraue er ſich nicht 
zu fällen, und glaube nicht dafür einen paſſenden, nicht über die Grenze des 
parlamentariſchen Tones weit hinausgehenden Ausdruck finden zu können. 
Entweder die erſte Erklärung ſei eine Uebereilung in Folge der Abſtimmung 
vom Tage vorher geweſen, oder die Regierung habe ſich ſeitdem anders be⸗ 
ſonnen, oder — und hier wage er ſich nur einer Umſchreibung zu bedienen 
— ſie habe die Rückſicht für das edelſte Gut, welches ihr zur Hütung und 
Bewahrung anvertraut worden, gänzlich außer Acht gelaſſen. 

Auch die in der Commiſſion gemachten Andeutungen über die etwaige 
Dauer der Dienſtzeit, die erforderlichen Compenſationen ꝛc. ſeien erfolgt nicht 
etwa in dem Sinne, um darüber zu verhandeln und zu discutiren, ſondern 
um fofort und lediglich die Erklärung daran zu knüpfen, unter dieſen Um: 
ſtänden ſei das Amend. für 1863, der Kern unſerer Anträge, unannehmbar. 
Nehme er dazu das gänzliche Schweigen der Regierung über alle anderen 
Punkte, dann könne er auch mit der Commiſſion zu keinem anderen Schluſſe 
kommen, als zu dem, daß die Erklärungen der Regierung, von geſtern und 
vorgeſtern keinen Grund darbieten, welcher das Haus hindern könnte, in der 
Verathung des Budgets für 1863 ungeſäumt und auf der Stelle fortzufahren. 
Vergegenwärtige man ſich, daß für eine geſetzliche Regelung der Frage eine 

bändenung des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 nicht der einzige Weg, dieſelbe 
vielmehr auch durch eine einfache Combination zu ermöglichen ſei: durch ein 
Recrutſrungsgeſetz, welches die Zahl der auszuhebenden Mannſchaft firire 
in Verbindung mit einem Budget, welches die Summe der auszuhebenden 
Mannſchaft fixire, ſowie daß man von der Reorganiſation im höheren Grade 
eingenommen ſein könne, als ſelbſt der Kriegsminiſter zu ſein ſcheine, — 
fo komme man zu dem Reſultate, daß das reorganiſirte Heer von 1862 mit zwei⸗ 
hege Dienſtzeit unendlich höher ſtehe, als das Heer von 1859 mit drei⸗ 
ähriger Dienſtzeit. Wenn er ſo der Comm. des Hauſes durchaus beiſtimme, 
ſo würde er doch mit ſeinen Freunden bei ihrem Amend. beharren. Sie hätten 
daſſelbe für das Land geſtellt, nicht für die Regierung. Sie ftänden von 
Haus aus und noch heut im Gegenſatz zu der heutigen Regierung; das ſei 
ein noihwendiges Reſultat der Art des Eintretens und der erſten Maßnah⸗ 
men derſelben. Freilich hätten ſie keine Veranlaſſung gehabt, jeden in 
gegen dieſelbe zu den ihrigen zu machen. Nicht gegen die Perſonen, ſon⸗ 
dern gegen die Maßregeln ſei ihr Widerſpruch gerichtet. 

Er wiſſe nicht, wie der übrige Theil dieſes hohen Hauſes nach den Vor⸗ 
ängen der letzten Tage verfahren werde; fo viel aber ſtehe feſt, daß der 
Sonflict nach demſelben fortdauere und in intenſiv geiteigertem Maße fort: 
dauere. (Beifall.) Wenn nun in wenigen Tagen die Berathung des Budgets 
N eam gediehen, was ſolle dann geſchehen? Die darüber courſirenden 

antaſien — er wolle fie nicht „patriotiſche“, ſondern „ſtaatsrechtliche“ 
nennen, — ſeien derartig, daß er mit dem Widerhall derſelben das Haus 
nicht zu behelligen wage. Die Ausführung derſelben werde hoffentlich auf 

ich beruhen bleiben. Denn ſo gewiß es ſchwer ſei, mit einer Verfaſſung 


zu regieren — denn regieren ſei überhaupt ſchwer = fo gewiß ſei es nicht]! Theil des Haufes, daß die Angelegenheit in einer erſprießlichen und alle 


Theile befriedigenden Welſe gelöſt werde, ohne daß die Reg. und das Land 
dadurch in einen ſchwer wiegenden Conflict gerathen. Ich glaube, des aus⸗ 
drücklichen a des Vorredners gegen die ihm und ſeinen Freunden 
etwa ſchuld gegebene Befreundung mit der Reg. hätte es nicht bedurft; ich 
muß bedauern, daß ihm eine ſolche Erklärung noch nöthig erſcheint, ich muß 
bedauern, daß ſeine Stellung eine ſolche geworden, die ihn zu dieſer Erklä⸗ 
rung veranlaßt. Was die Inkerpelatton an den Herrn Finanzminiſter an ⸗ 
langt, ſo habe ich über die betreffenden Worte deſſelben mit dem Herrn Fi⸗ 
nanzminiſter mich niemals ausgeſprochen; ich kann alſo auch nicht wiſſen, 
was der Finanzminſſter hat meinen wollen; nur das Eine habe ich zu con⸗ 
ſtatiren, daß es unter allen Umſtänden nicht in der Abſicht des Herrn Fi⸗ 
nanzminiſters wie der königl. Staatsreg. liege, daß die Reg. außerhalb des 
Gebiets der Verfaſſung treten wolle. 

Alg, Immermann: In der vorgeſtrigen Plenarſitzung eröffnete der 
Herr Kriegsminiſter Ausſichten auf Verſtändigung. In der vorgeſtrigen 
Sitzung der Budget⸗Commiſſion aber wurde es bereits klar, daß von ihm 
nicht eine geſetzliche Feſtſtellung der zweijährigen Dienſtzeit zu erwarten, ſon⸗ 
dern nur eine factiſche Einführung derſelben (Zeichen der Verneinung des 
Herrn v. Roon). Er motivirte dieſe Entſcheidung dadurch, daß, wenn die 
Umſtände eine Rückkehr zu längerer Prüfung nothwendig machten, nach der 
geſetzlichen Feſtſtellung der zweijährigen Dienſtzeit von der Volksvertretung 
eine Rückſichtsnahme auf desfallſige Wünſche der Regierung nicht zu hoffen 
ſei. In der geſtrigen Sitzung der Budgetcommiſſion hat der Kriegsminiſter 
dann überhaupt die Durchführbarkeit der zweijährigen Dienſtzeit in Zweifel 
gezogen und den Verſuch von verſchiedenen Compenſationen abhängig ge⸗ 
macht. Ich habe daraus entnehmen müſſen, daß der Kriegsminiſter die 
zweijährige Dienſtzeit auch factiſch für nicht durchführbar hält. Ich mache 
dem Kriegsminiſter über ſeine verſchiedenen Erklärungen keinen Vorwurf, 
aber ich erwarte auch, daß uns kein Vorwurf gemacht werden wird, wenn 
wir künftig keinen einzigen Schritt mehr thun auf der abſchüſſigen Bahn 
der faits accomplis, die uns dem Abgrund ſchon nahe geführt hat, wenn 
wir feſten Fuß Hoffen auf dem letzten Stück Boden, den uns die 8 
bietet, wenn wir auf Zuſagen ſchlechterdings nichts mehr geben und auf die 
Darbringung geſetzlicher Garantien beſtehen müſſen. Da der Herr Kriegs⸗ 
miniſter im Uebrigen ſeine Erklärungen nicht einmal Namens ver Regierung, 
ſondern nur in ſeinem eigenen Namen abgegeben hat, ſo werden wir um ſo 
weniger mißzuverſtehen ſein, wenn wir vor Allem ein feſtes, unzweideu⸗ 
tiges, Jeden bindendes Geſetz verlangen. Ich hoffe, daß zu den 273, die 
dieſen Standpunkt vertreten, noch Einzelne hinzutreten werden, und wenn es 
auch nur ein Einziger iſt, denn hinter dem Einzelnen hier ſtehen Tauſende 
im Lande. Ich habe jetzt nur noch ein kurzes Wort an den Herrn Kriegs⸗ 
miniſter zu richten. Er meint, daß die Regierung die Hand zur Verſöhnung 

eboten hätte, und daß dieſe Hand von uns zurückgewieſen worden wäre. 


nur ſchwer, ſondern bei uns unmöglich, ohne eine Verfaſſung zu regieren. 
(Bravo.) Das könne man wohl verſprechen, aber nie ausführen. Ein Mit⸗ 
glied des Hauſes habe es in der Generaldiskuſſion ausgeſprochen, Preußens 
Könige hätten Jahrhunderte lang ohne Budget nach Pflicht und Gewiſſen 
regiert, ſie würden das auch wiederum zu thun im Stande fein. Abgeſeben 
davon, daß in Preußen noch nicht Jahrhundrte lang Könige regierten (Heiter⸗ 
keit), ſei der Gegenſatz etwas undeutlich. Es wäre vielleicht beſſer geweſen, 
wenn die allerhöchſte Perſon von der betr. Aeußerung unberührt geblieben 
wäre. Es ſei entweder nach unſerer Verfaſſurg möglich, die Regierung zu 
führen, auch ohne daß die Mittel vom Hauſe bewilligt werden, oder es ſei 
dies nach unſerer Verfaſſung nicht möglich. Im erſteren Falle ſei die ganze 
Phraſe inhaltsleer; im zweiten Falle verhalte es ſich umgekehrt: weil unſere 
Monarchen nach Pflicht und Gewiſſen die Regierung führen, und weil zu 
dieſen Gewiſſenspflichten ſeit dem 6. Februar 1850 auch die Heilighaltung 
der Verfaſſung getreten, ſei der ausgeſprochene Gedanke unvereinbar mit 
dieſen Pflichten. (Beifall) Die beſcheidenſte Auffaſſung jener Aeußerung ſei 
die, der Redner habe die Verfaſſung blos ignorirt. 

Wenn ferner der Finanzminiſter ſämmtliche Factoren der Geſetzgebung 
aufgefordert habe, ſo zu verfahren, daß nicht etwas geſchehen müſſe, was 
nicht gerade ausdrücklich in der Verfaſſung ſtehe, ſo ſei doch wohl zunächſt 
Niemand bis zu der Prätenſion gekommen, daß gar nichts geſchehen dürfe, 
was nicht ausdrücklich in der Verfaſſung ſtehe; was nach den allgemeinen 
Grundſätzen der Interpretation inplieite darin gejagt, zu deſſen Vornahme 
ſei die Regierung natürlich befugt; die Aeußerung des Finanzminiſters ſehe 
denn doch aber der vielbeſprochenen „Lücke“ in der Verfaſſung ähnlich wie 
ein Ei dem andern, jener Lücke, deren Ausfüllung in dem von einer gewiſſen 
Seite angedeuteten Sinne freilich jede weitere Verfaſſungsverletzung unmög⸗ 
lich machen würde, denn ſie würde die Verfaſſung ſelbſt aufheben. Wie 
ſolle man ſich nun die von den Miniſtern angedeutete Löſung denken? Er 
müſſe nach Art. 62 der Verfaſſung annehmen, dieſelbe halte ein Nichtzu⸗ 
ſtandekommen des Budgets naturgemäß für unmöglich, und dieſe Vermuthung 
werde ihm dadurch zur Gewißheit, daß in Verfaſſungsurkunden, die älter, 
als die unſrige, und bei deren Ausarbeitung zu Rathe gezogen, der Fall 
des Nichtzuſtandekommens vorgeſehen, in der unſrigen aber weggelaſſen wor: 
den, ſo wie, daß der jetzige Finanzminiſter ſchon damals dem Hauſe als 
Miniſter gegenüber 9 8 5 und es damals auch nicht einem Menſchen 
in den Sinn gekommen, daß hier eine Lücke in der Verfaſſung ſei. Die 
verfaſſungsmäßige Löſung einer ſolchen Schwierigkeit ſei entweder: Wechſel 
der Nepräfentanten der Krone, d. h. der Miniſter, oder Auflöſung des Ab⸗ 
geordnetenhauſes, oder Abänderung des Beſtandes des Herrenhauses, oder 
endlich Anwendung von zwei oder drei dieſer Mittel zugleich; es ſei nicht 
Schuld des Hauſes, wenn eines derſelben vielleicht jetzt nicht ausreiche. — 
Wenn der Miniſter einen dieſer Fälle im Sinne gehabt, ſei ſeine Warnung 
unverſtändlich; wenn aber nicht, ſo frage er, ob man eine Landesvertretung 
ſtärker prononciren könne, als wenn man ihr ſage: gewiſſe von Euch kraft 
Eures guten Rechts verlangte Abänderungen ſind uns factiſch unmöglich, 
und deshalb müßt ihr thun, was uns beliebt. — Er wolle mit Rückſicht 
auf die Abweſenheit des Miniſters dieſen Gedanken nicht weiter verfolgen. 
Warnen wolle er aber doch vor ſolchen Auswegen, indem er das einzige 
Mittel anwende, welches in der Macht des Hauſes ſtehe, um derartigem Ver⸗ 
fahren vorzubeugen: die freie, rückſichtsloſe Rede, gleichviel ob ſie wohl⸗ 
tönend ſei im Ohre der Miniſter oder nicht. \ 5 

Unſere Verfaſſung, jung wie ſie iſt, verkümmert, wie ſie in jahrlangem 
Druck wurde, hat ſich dennoch in großen Kriſen glänzend bewährt. Halten 
wir au den Grundlagen, die ſie in der We denen bot, feſt und glauben 
wir, daß je treuer und reiner wir an der Verfaſſung, und zwar an der 
ganzen Verfaſſung feſthalten, je ſicherer haben wir die Hoffnung auch die 
gegenwärtige ſchwere Kriſis ſiegreich zu überwinden. (Beifall rechts.) 

Abg. Stavenhagen bemerkt: Die Natur der von 125 und ſeinen 
Freunden geſtellten Anträge ſei hinlänglich ſchon in einer frühern Sitzung 
dargelegt worden. Diejelben hätten nicht als Vermittelungs⸗Anträge zu 
gelten, ſie wären nicht in der Vorausſetzung geſtellt worden, daß ſie von der 
Regierung angenommen werden ſollten, ſondern ſie wären dem Hauſe zur 
Annahme empfohlen, gleichviel ob dies der Regierung willkommen oder nicht. 
Seine Freunde und er hätten nur das Materielle im Auge gehabt. Die 
Budget⸗Commiſſion habe, wie der Herr Referent dies trefflich ausgeführt, 
nach reiflicher Ueberlegung den einſtimmigen Beſchluß gefaßt, daß nach ihrer 
feſten Ueberzeugung in den Erklärungen des Kriegsminiſters nichts enthalten, 
geweſen ſei, was einen Anhalt dafür böte, den Gang der Verhandlungen 
noch fernerhin zu unterbrechen. Für ſeine Freunde und ihn aber konnte 
aus den Erklärungen des Kriegsminiſters auch nicht die geringſte Veranlaſ⸗ 
ſung gezogen werden, von dem Standpunkt, den ſie nach beſter Ueberzeu⸗ 
gung eingenommen, zurückzutreten. 

Kriegs⸗Miniſter v. Roon: Ich will mich darauf beſchränken, zu conſtati⸗ 
ren, in welcher Weiſe dieſe „Epiſode“ von Seiten der königl. Staats⸗Re⸗ 
gierung aufgefaßt wird, und wie ich wünſche, daß fie aufgefaßt werde. Be⸗ 
reits in der Sitzung vom 15. Sept. habe ich den Punkt, der gegenwärtig 
allen andern voranſteht, ausdrücklich berührt; ich habe damals geſagt: die 

rage über die Zuläſſigkeit der zweijährigen Dienſtzeit, namentlich über die 
Julaſſgten einer andermeiten geſetzlichen Regulirung will ich nicht diskutiren, 
ich will nur conſtatiren, daß ſelbſt, wenn die Regierung auf eine weitere 
Verkürzung der Dienſtzeit eingeben und dem auch einen entſprechenden 
Ausdruck geben ſollte, die für 1863 doch kaum in der Lage dazu zu ſein 
glaube. Dann habe ich die verſchiedenen techniſchen Schwierigkeiten ange⸗ 
deutet. Dieſer ſelbe Standpunkt, den ich am 15. Sept. einnahm, gab mir 
die Worte in den Mund bei der Erklärung vom 17, Sept., mit dem kurzen 
Unterſchied, daß ich am 17. ausdrücklich hinzufügte, daß die koͤnigl. Staats: 
Regierung, um einen Beweis ihres Entgegenkommens zu geben, gewillt ſei, 
das Amendement Stavenhagen zu acceptiren, ſo ſchwer es ihr auch werde, 
die darin vorgeſehenen Reductionen für 1862 noch auszubringen. Das, 
meine Herren, war das Neue, was ich in der Erklärung vom 17. meinen 
früheren 0 daf hinzugefügt habe. Wenn mir daraus ein Vorwurf 
emacht iſt, daß ich kein Wort gegen die Vertagung eingewendet habe, 
h muß ich bekennen, daß wie das Haus durch meine Erklärung, die Regie: 
rung überraſcht war durch den Vertagungsantrag (Senſation), und wenn 
ich jetzt auch nichts dagegen ee gehabt habe, ſo muß ich bekennen, daß 
ich mir daraus keinen Vorwutf mache, weil ich der Meinung war, daß durch 
den Vertagungsantrag gleichzeitig die Bereitwilligkeit des Hauſes in einem 
gewiſſen Grade conſtatirt wurde, auf das Entgegenkommen einzugehen. Ich 
habe alſo, das bitte ich feſtzuhalten, in meiner Erklärung am 15. bereits auf 
die Schwierigkeiten hingewieſen, welche ſich der Annahme des Amendements 
pro 1863 entgegenftellen. Ich habe geſtern in der Commiſſion bereits be⸗ 
merkt, daß eine Friſt von 24 Stunden zu kurz ſei, daß dieſelbe aber gleich⸗ 
wohl ausgereicht habe, meine früheren Anſchauungen über die Unmöglichkeit 
der Modalitäten zu beſtätigen. Es iſt das nicht blos meine Meinung, ſon⸗ 
dern auch die Meinung meiner Räthe, welche ich bei dieſer Gelegenheit extra: 
birt habe. Es iſt in dieſer Beziehung auf die Waage Weiſe dies von 
mir in der Commiſſion dargethan, und eine Wider egung haben meine Aus⸗ 
führungen nicht erfahren, und jo habe ich zu conſtatiren, daß auf die Mo⸗ 
tive, welche ich für die Ablehnung des Amendements für 1863 angeführt 
habe, nichts erfolgt iſt, als der Antrag der Commiſſion. Nun frage ich, 
wie ber Herr Vorredner mir daraus hat einen Vorwurf machen können, daß 
keine Discuſſion über dieſe meine Einwendungen ſtattgefunden hat; es iſt 
über die Compenſationen, deren ich gedachte, nach meiner Ueberzeugung gar 
nicht geſprochen worden. . f 

Ich muß ferner bemerken, daß der Vorredner darin irrt, daß ich von der 
gejeglihen Regelung der ganzen Angelegenheit nicht geſprochen habe. Es 
war dies bei meiner erſten Auslaſſung überſehen worden, aber ich habe aus⸗ 
drücklich gegen den Schluß der Discuſſion eine Aeußerung gemacht, daß die 
Reg. fo bald als möglich eine geſetzliche Regelung herbeizuführen wünſche, 
wie ich bereits zu 3 erklärt habe. In wie fern durch das 
vom Vorredner vorgeſchlagene Auskunftsmittel die Löſung der Frage ber: 
beigeführt werden könne, das wäre ja eben Gegenſtand der Beſprechung ge⸗ 
weſen, die nicht ſtattgefunden hat. Daß ſie aber nicht ſtattgefunden hat, 
kann der Reg. nicht zum Vorwurf gemacht werden, ſondern der Art und 
Weiſe, wie die Geſchäfte in der Comm. betrieben würden (O, ol). Ich be⸗ 
daure mit dem Vorredner, daß der Verſuch einen ſolchen Ausgang genom⸗ 
men hat; ich wünſche eben ſo, wie der Vorredner und gewiß der größte 


gegenüber eine ſehr ſchwierige ſein. Bis jetzt aber hat Niemand einen Vor⸗ 
ſchlag der Regierung, der wirklich entgegenkommend geweſen wäre, entdecken 
können. Ich bitte den Kriegsminiſter, den Akt, der verſöhnlich, die Propo⸗ 
ſition, die annehmbar geweſen, näher zu bezeichnen. Ich bitte ihn, dies in 
der zwölften Stunde noch zu thun, und zwar im Intereſſe der Regierung 
ſelbſt. Kann er dies nicht, dann wird Niemand im Lande glauben, daß wir 
es geweſen ſind, welche die dargebotene Hand zurückgewieſen haben. 

Kriegsminiſter v. Roon: Es iſt nicht leicht auf eine Frage zu antwor⸗ 
ten, die, in ſolcher wichtigen Angelegenheit in, wenn auch nicht überraſchen⸗ 
der Weiſe, ſo doch mit ſolcher Feierlichkeit geſtellt wird. Meine Herren, die 
Regierung iſt der entſchiedenen Ueberzeugung, daß ſie dergleichen entgegen⸗ 
kommende Schritte gethan hat (Widerſpruch), und zwar beſtehen dieſe Schritte 
darin, daß die Regierung wider ihre Wünſche und wider ihre beſſere Ueber⸗ 
zeugung von dem, was zweckmäßig iſt, die bedeutendſten finanziellen Propo⸗ 
ſitionen der Landesvertretung in REST, der Budget⸗Ausſtellung von 1862 
und 1863, entgegengebracht hat. Ich bin auf die Frage nicht vorbereitet, 
ich will aber Folgendes conſtatiren: Bis zum Jahre 1862 und zwar bis 
zum 1, Juli 1862 bedurfte der Etat zur Befriedigung der Mehrbedürfniſſe 
für das Militär der Zuſchlagsſteueen von etwa 3% Millionen. Dieſe Zu: 
ſchlagsſteuern ſind nicht weiter in Angriff genommen und das konnte nur 
geſchehen, indem dieſe Bedürfniſſe für das Militär weſentlich beſchränkt 
wurden. 2 Budget für 1861 brachte eine Ziffer von nahe an 41 Millio⸗ 
nen. Nichts deſtoweniger hat ſchon damals die Regierung in Anbetracht 
der finanziellen Verhältniſſe des Landes und der vielfach geäußerten Beden⸗ 
ken gegen die Leiſtungsfähigkeit dieſes Budget freiwillig reducirt auf eine 
Summe von 38,610,000 Thlr. Die Regierung hat ferner nach Wegfall der 
Zuſchlagsſteuer eine weitere Reduction des Etats für 1863 in ernſtlichen 
Angriff genommen. Der Etat für 1862, welcher aufgeſtellt iſt mit 41 Mill., 
iſt gleichfalls auf 38,688,000 Thlr. reducirt worden und nach Wegfall der 
Zuſchlagsſteuern find. noch 831,000 Thlr. von dem Etat nachgelaſſen wor: 
den. Der Etat für 1863 hat eine weitere Reduction erfahren, wenn ich 
nicht irre, um etwa 1½ Mill., fo daß eine weitere und weitere Ermäßigung 
der Anſprüche für die Militär⸗Bedürſniſſe von der Regierung übernommen 
worden iſt und zwar freiwillig. Darin 1 die Regierung mit Recht ihr 
Entgegenkommen kundbar gemacht zu haben, nicht blos dem Hauſe, ſondern 
dem ganzen Lande. Es iſt der leidige Streit über die Spezialiſirung der 
Etats zu einem unerfreulichen Ausgange gekommen; nichts deſtoweniger hat 
die Regierung ihrer Zuſage gemäß die Anträge, welche damals den Grund 
zu der Differenz gaben, nicht blos erfüllt, ſondern fie hat mehr ge 
than, ſie hat die Spezialiſtrung der Etats in einer Weiſe ins Leben geru⸗ 
fen, daß damit die Anſprüche alle erledigt erſchienen. 

Ich glaube, dieſe Thatſache wird Niemand leugnen, daß die Regierung 
bereitwillig geweſen iſt, den Wünſchen des Landes entgegen zu kommen. Ich 
muß ferner daran erinnern, daß die Regierung einer geſetzlichen Regelung 
der Reorganiſationsfrage zugeſtimmt hat, daß ſie ausdrücklich erkannt hat, 
ſie wolle ein Geſetz vorlegen, und zwar nach Analogie des Reorganiſations⸗ 
planes. Ein ſolches Geſetz iſt im Anfange dieſes Jahres dem Herrenhauſe 
vorgelegt und dort angenommen worden; es iſt alsdann zur Berathung in 
dieſes Haus gekommen und es iſt in dem Stadium der Commiſſionsberathung 
in den Brunnen gefallen in Folge der Auflöſung. Wenn nun die Regierung 
in der en SEHEN außerordentlichen Seſſion ein ſolches Geſetz nicht mie: 
der vorgelegt hat, jo iſt das höchſtens ein Geſchäftsfehler, aber kein Fehler, 
der auf ihre Intentionen einen nachtheiligen Einfluß ausüben kann. Die 
Regierung hat gemeint, die Seſſion werde einen kurzen Verlauf haben, und 
deshalb wollte fie keine Geſetze an den Landtag bringen, welche principielle 
Erwägungen und Erörterungen weitläufiger Art in Ausſicht ſtellten. Das 
mag ein Irrthum geweſen ſein und dafür iſt die Rüge nicht ganz klein ge⸗ 
weſen. Ich glaube, auf dieſe Weiſe die Interpellation beantwortet zu haben, 
ſo gut als möglich. Ich muß nun noch die allgemeine Bemerkung daran 
knüpfen, daß auch die Bereitwilligkeit der Regierung, auf den Etat fur 1862 
mit der Modification des Stavenhagenſchen Antrages einzugehen, ein wei⸗ 
teres Zeichen ihrer Bereitwilligkeit iſt, jeden für das Land nachtheiligen, für 
die Regierung unbequemen und für das Haus präjudizirlichen Eindruck ver⸗ 
meiden zu wollen. Dieſen Thatſachen gegenüber kann ich nicht umhin, meine 
innige Ueberzeugung auszusprechen, daß es mir nicht zweifelhaft ſcheint, es 
werde im Lande doch vielleicht die poſitive Ablehnung des Etats für 1862 
ſchwerlich die Billigung finden, welche die Herren davon erwarten (oh! oh h. 
Es wird mir erlaubt ſein, in dieſer Beziehung meine iger auszu⸗ 
ſprechen, wie es von den Gegnern geſchehen iſt. Ich bin der feſten Ueber⸗ 
ſprache, daß ein ſolches Votum in ſeiner Widerſinnigkeit (lebhafter Wider⸗ 
pruch), ich bitte um Verzeihung, aber ich finde augenblicklich keinen andern 
Ausdruck — — Präſident Grabow: Ich muß dem Herrn Kriegsminister 
bemerken, daß der Ausdruck ein nicht parlamentariſcher iſt. 

ee Ich habe das ſelbſt ſchon anerkannt; ich finde, wie 
geſagt, aber keinen andern Ausdruck, und bedaure, wenn ich gegen den par- 
lamentariſchen Gebrauch verſtoßen habe, meine Abſicht war es nicht. Ich 
meine, wenn ein ſolches Votum gefaßt wird, ſo kann das nach meiner Mei⸗ 


wird vielmehr den Eindruck hervorrufen, daß das ſtarre Feſthalten an dem, 
wie Sie ſagen, Rechte des Hauſes nicht hätte geſchehen können, ohne die 
Pflichten zu verletzen, von denen ich glaube, daß das Land ſie von Ihnen 
erwartet. Ich meine, die Conſequenzen ſind von der Art, daß man zu einem 
ſolchen Votum in der That nicht gelangen ſollte. 2 

Abg. Reichenſperger (Bedum): Von jeher habe das Land eine Re⸗ 


Zeitung. 


enn dieſer Vorwurf begründet, ſo würde unſere Stellung dem Lande 


nung unmöglich den Eindruck machen, den die Herren erwarten, ſondern es 


ri 


Be 


gelung des ſchwebenden Zuſtandes verlangt, und zwar nicht blos eine for: 
male, ſondern eine materielle durch Vorlage eines Geſetzes. Die Regie⸗ 
rung habe in dieſem Sinne immer mehr eine zuſtimmende Haltung ange⸗ 
nommen. Er bedaure, daß dieſelbe geſtern wieder davon zurückgekommen 
ſei. Er hätte geglaubt, fie werde eine längere Vertagung des Hauſes bean⸗ 
tragen, und die Zwiſchenzeit zur Aus arbeitung eines Reorganiſationsgeſetzes 
benutzen. Zur Sache ſelbſt habe der Abg. für Saarbrücken mit Recht in 
der Generaldiskuſſion ausgeführt, die Differenzen im Haufe ſeien nur ſchein⸗ 
bore. In der That ſeien die Parteien einig, daß der gegenwärtige Zuſtand 
mit ſeiner Finanzlaſt unerträglich ſei. Allein das von der Majorität zur 

Anwendung gebrachte Mittel ſei ungeeignet geweſen; deßhalb habe er ihm 
ſeine Zuſtimmung verſagt, nach einem ſchweren inneren Kampf, weil er ſich 
nicht verhehlen könne, daß die Zeitſtrömung mit jener Richtung einverſtan⸗ 
den ſei. Er habe die Entſcheidung in dem Budget für 1863 geſucht. Dieſem 
Votum könne er, ſeinem innerſten Kerne und Sinne nach, nicht untreu wer⸗ 
den. Dieſem habe das Amend. Vincke (Stavenhagen) Ausdruck gegeben. Er 
ſehe aber die Möglichkeit voraus, daß daſſelbe von Herrn v. Vue nicht 
ſeſtgehalten werde. — Abg. v. Vincke (Stargardt): Doch. Abg. Reichen⸗ 
ſperger (Bedum): Dann brauche er ſich über feinen Standpunkt nicht wei⸗ 
ter auszulaſſen. Er hätte andernfalls erklärt, daß er dies Amendement den⸗ 
noch nicht aufgenommen hätte, weil er es als ein leeres Spiel betrachtet 
haben würde. — Es iſt ein Antrag auf Schluß eingegangen. — Präſident 
Grabow hält im Intereſſe des Landes und der Regierung es fir min: 
ſchenswerth, daß allen Rednern über die Frage das Worte geſtattet wird. — 
Der Schluß wird abgelehnt. } 

Abg. v. Virchow: Die Rede des Herrn Kriegsminiſters könnte im Lande 
die Vorſtellung erwecken, als ob die Budgetcommiſſion die Unterhandlungen 
mit der Regierung zu früh abgebrochen hätte. Ich muß dem noch mit eini⸗ 
gen Worten entgegentreten. Als der Commiſſion von dem Hauſe der Auf⸗ 
trag extheilt wurde, mit dem Kriegsminiſter in Unterhandlung zu treten, 
handelte es ſich darum, zu zeigen, daß das Haus geneigt ſei, auf etwaige 
Konzeſſionen der Regierung einzugehen. Was nun das Budget pro 1862 
betrifft, ſo wurde in der Conmiſfion feſtgeſtellt, daß die Regierung eine Re⸗ 
duction im Betrage von 230,000 Thlr. zugeſtehen wolle, aber dieſe Abſetzun⸗ 
gen ſollten nicht gerade bei den Titeln, welche in dem Amendement Staven⸗ 
hagen vorgeſehen ſind, erfolgen, ſondern bei irgend welchen andern Titeln, 
wo es der Regierung paſſender oder bequemer ſchiene. Solche Angebote für 


ernſte Konzeſſionen zu nehmen, iſt dam unmöglich. Wir haben nun geſehen, 


wie ſchwer es ist, die Grundſätze, die ſonſt im conſtitutionellen Leben geltend 
ſind, dieſer Regierung gegenüber aufrecht zu erhalten, wie ſchwer es für dieſes 
Haus iſt, ſich mit der Regierung verſtändigen zu können. Wir wollen ein 
Geſetz und die Regierung will nur ungenügende Geldabſetzungen zugeſtehen. 
Die Forderung eines Geſetzes iſt die Hand, die wir der Regierung entgegen⸗ 
ſtrecken; die geſetzliche Feſtſtellung der zweijährigen Dienſtzeit, das iſt es, was 
wir verlangen. Gegen den Abg. für Beckum muß ich bemerken, daß die 
Schwierigkeiten, welche einer Verſtändigung im Haufe ſelbſt entgegenſtehen, 
größer ſcheinen, als ſie in Wirklichkeit ſind. aß wir dem Amendement 
Stavenhagen unſererſeits nicht beitreten können, das liegt in der geſetzlichen 
Frage, in dem § 6 des Geſetzes vom 3. September 1814 ſelbſt (der Redner 
kommt auf feine frühere Ausführung in Betreff dieſes § zurück). Wenn die 
Regierung nun erklärt, daß fie die geſetzliche Aenderung des $ 6 nicht wolle, 
ſondern nur die faktiiſche Einführung der zweijährigen Dienitzeit, daß fie auch 
dieſe aber nur gegen Compenſationen, deren finanzielle Tragweite die Reg. 
ſelbſt noch nicht kennt, zugeben könne, dann iſt doch klar, daß die Commiſſion 
auf ſo unbeſtimmte Zugeſtändniſſe nicht eingehen konnte. Dieſelbe konnte 
vielmehr, als ſie ſah, daß die Regierung die zweijährige Dienſtzeit in nach 
ſter Zeit nicht einführen wolle, pflichtmäßig nicht umhin, die Fortſetzung der 


Verhandlungen abzulehnen und die Entſcheidung der Frage wieder in das 


Haus zu verlegen, das, wie wiederholt hervorzuheben ſei, nichts wünſcht als 
ein Geſetz, aber auch nur in einem Geſetz ein Entgegenkommen der Regie⸗ 
rung zu erblicken vermag. ; 

Abg v. Rönne (Glogau): Er und feine Freunde würden feſthalten an 
ihrer Abſtimmung vom 16. d. M. Dies beziehe ſich aber nur auf das Jahr 
1862; für 1863 müßten fie ſich ihre Entſcheidung noch vorbehalten. 

Der Schluß wird wiederholt beantragt, untertüßt und abgelehnt. 

Abg. v. Binde (Stargardt): Die bisherigen Verhandlungen hätten 
zwei Reſultate gehabt: ein trauriges, daß die Regierung dem Haufe nich: 
wirklich entgegengekommen ſei, und ein freudiges, daß die Anſichten im Hauſe 
ſich hoffentlich mehr nähern würden, als nach den Ereigniſſen der letzten 
Woche zu erwarten. Von Conceſſionen der Regierung könne nicht die Rede 
fein. Der Erlaß der 25% von der Einkommenſteuer ſei unmittelbar vor 
den Wahlen und wegen des Einfluſſes auf dieſe erfolgt (hört! hört!). Er 
erinnere wegen des Entgegenkommens der Regierung in Bezug auf die wirk⸗ 
lichen Bedürfniſſe des Landes an den Brief des Hrn. v. d. Heydt, der auf 
das Sachverſtändigſte eine Reduction des Militäretats um mehr als 3 Mill. 
verlangte. Mit faſt verſchwindenden Ausnahmen ſeien Alle im Hauſe einig 
über die Nothwendigkett der zweijährigen Dienſtzeit. Er habe die ihm be: 
kannten Mitglieder der Regierung perſönlich auf die Nothwendigkeit und die 
Art des Entgegenkommens aufmerkſam zu machen ſich erlaubt, und habe 
mehr erwartet, als geſchehen. Die Vorlegung eines Geſetzes über zweijäh⸗ 
rige Dienſtzeit ſei nöthig geweſen, wenn die Regierung das Volk hinter ſich 
haben wolle: anders könne keine Regierung in Preußen regieren. (Beifall.) 
Auch auf der linken Seite des Hauſes würde ein ſolches Geſetz Zuſtimmung 
gefunden haben. re, der Fortſchrittspartei.) Er habe die Erklä⸗ 
rung des Miniſters auch auf 1863 beziehen zu müſſen geglaubt; er müſſe 
jetzt zugeben, daß der Abg. für . ſeiner engeren Auffaſſung 
Recht gehabt habe. Diefer ſei durch fein Mißtrauen gegen die Perſon des 
Kriegsminiſters zu ſeiner richtigen Auffaſſung gekommen, während jeder, der 
eine günftigere Anſicht von der Regierung habe, ſeine Auffaſſung thei⸗ 
len mußte. 

Selbſt wenn die Ausgaben ſich bei Einführung der zweijährigen Dienſt⸗ 
zeit wegen der nöthigen Compenſationen nicht verringern würden, jo bleibe 
doch der immenſe nationalökonomiſche Vortheil durch Herabſetzung der 
Dienſtzeit (Bravo). Daß dennoch der Kriegsminiſter dieſe Conceſſton in 
unendliche 1 — 7 hinausgerückt, bedaure er vor Allem im Intereſſe des Herrn 
Kriegsminiſters ſelbſt. Derſelbe habe ſeine eigene Erklärung ſchlimmer in⸗ 
terpretirt, als jeder, der ſie wohlwollend aufgefaßt (Beifall). Möglich ſei 
vielleicht, daß er für ſeine guten Abſichten in der verhängnißvollen Zwiſchen⸗ 
zeit vom 17. zum 18. ein Hinderniß gefunden. Auf dieſe Möglichkeit wolle 
er nicht weiter eingehen. Dann hätte aber der Herr Kriegsminiſter ſein 
Amt in Hände legen ſollen, die ſtärker geweſen wären, dieſen Widerſtand zu 
überwinden. In dieſer Weiſe ließen ſich aber die Geſchäfte nicht länger 
leiten (Beifall). Die einzige Löſung ſei, wiederhole er, geſetzliche Regelung 
der Sache unter Feſtſtellung der zweijährigen Dienſtzeit. — Er und ſeine 
politiſchen Freunde würden conſequent feſthalten an dem Sinn ihrer neu⸗ 
lichen Abſtimmung. Für 1863 ſei die verlangte Regelung noch ſehr wohl 
möglich. — Durch die ſchroffe Haltung der Regierung müſſe die Majorität 
ſich veranlaßt ſehen, auf ſeinen, den milderen Standpunkt hinüberzukommen, 
um ein moͤglichſt einſtimmiges Votum zu erzielen (Heiterkeit). Je ſchroffer 
die Regierung ſich jetzt bingeſtellt habe, deſto weniger ſchroff drauche die 
Majorität jetzt zu ſein, da die Regierung durch die Stellung, die ſie jetzt 
1 den Vorwürfen der Majorität ohnehin Recht gegeben (Leb⸗ 

after Beifall). 

Der Schluß wird nochmals beantragt und nunmehr angenommen. 

Abg. v. Hennig (Straßburg) (perſönlich gegen v. Binde): Er müſſe 
ſich auf das Entſchiedenſte gegen die Unterſtellung verwahren, als habe er 
perjönlihes Mißtrauen gegen den Herrn Kriegsminiſter geäußert. — Abg. 
v. Bockum⸗Dolffs (gegen den Kriegsminiſter perſönlich): Das Haus habe 
durch Annahme ſeines Vertagungsantrages gezeigt, daß es der Reg. auf 
das Bereitwilligſte entgegenzukommen geneigt ſei, das ergebe auch der ganze 
Gang der Verhandlungen in der Commiſſion. — Abg. Stavenhagen (ge⸗ 
gen den Kriegsminiſter) perſönlich: Wenn der Kriegsminiſter geſagt, er habe 
in der Commiſſion die Nichtzuläſſigkeit der zweijährigen Dienstzeit überzeu- 
gend nachgewieſen, ſo müſſe er für ſeine Perſon einwenden, daß er nicht 
überzeugt worden. N 

Der Kriegsminiſter: Schon in der vorgeſtrigen Sitzung der Com⸗ 
miſſion habe er erklärt, daß die Regierung auf die zweijährige Dienſtzeit 
nicht würde eingehen können, nicht erſt in der geſtrigen, wie Abg. von 
Bockum⸗Dolffs erklärt. 

Nachdem der Referent, Baron v. Vaerſt den Commiſſions⸗Antrag noch⸗ 
mals befürwortet und namentlich hervorgehoben, daß auf die vom Kriegs⸗ 
miniſter in der Commiſſion vorgebrachten Details erſt bei Vorlegung eines 
Organiſationsgeſetzes einzugehen geweſen wäre, und er ſelbſt nach Ausweis 
beut getreulich referirt habe, wird der Commiſſions⸗Antrag mit allen gegen 
eine Stimme (Abg. v. Buſſe) angenommen. 

Es wird darauf in der Berathung des Militäretats fortgefahren. 

Zu Titel 5 „Perſönliche Ausgaben für die Militär⸗Intendantur“ bean: 
tragt die Comm., den Betrag von 32,400 Thlr. (Reorganiſatlonskoſten) zu 
dem Extraordinarium der Kriegsbereitſchaft zu Kid und ihn dort abzu⸗ 
ſetzen, und den Tit. 5 mit 140,415 Thlr., gegen das Vorjahr mehr 3700 Thlr., 
beſtehend in Zulagen für die Abtheilungsvorſtände, zu genehmigen.“ Zur 
e Abg. v. Patow, da die Reg. ſich mit dem Staven- 

agen ſchen Amend. einverſtanden erklärt habe, nicht den Etat, ſondern dieſes 


2272 
Amend. (welches ſtatt 32,400 Thlr., 15,610 Thlr. ſtreichen wilh) der Abftim-] —* Breslau, 20. Sept. [Feuer.] Geſtern Abend war in dem fog. 
mun oe legen. 5 e * f „Mühlhofe“ am Roßmarkt in einem dort befindlichen Kurzwaarenlager 
räſ. Grabow: Die Reg. müſſe zu jedem einzelnen Poſten ausdrücklich Feuer entſtanden, daß durch mehrſtündige Anſtrengung der requirirten 
erklären, daß fie die Etatsforderung um den im Amendement ausgeworfenen | Hauptfeuerwache unterdrückt wurde. Der an Waaren und Utenſilien ange? 
Ertrag ermäßige. — Der Kriegsminiſter: Er trete dieſer Anſicht des richtete Schaden iſt nicht unbeträchtlich. Auf welche Weiſe das Feuer zum 
Präſ. bei. Cs ſei die Abſicht der Reg., diejenigen Positionen ſpeziell zu be: Ausbruch gekommen, iſt bis jetzt nicht feſtgeſtellt. 
zeichnen in Betreff derer ſie dem Amend. beitrete. Dieſer Poſten ſei keiner 

—a — Sagan, 19. Sept. [Ableben der Frau Herzogin. 


von denen, für welche etwas Beſonderes zu ſagen ſei. — Präſident Gra⸗ 
Die ſchwarze Fahne flattert auf dem hieſigen Schloſſe. — Ihre Durch⸗ 


niſter: Die Vorausſetzung ſeiner Zuſtimmung ſei natürlich, daß das ganze 
Leiden erlegen und heut Nachmittag, 5 Minuten nach 
Erklärung verzichtet v. Patow auf fein Verlangen wegen des Abſtim⸗[1 Uhr, ſanft entſchlummert. 
10 Stimmen (Gonfernativen u. v. Publ), die 32,400 Thlr. ins Extraordi]Tagen erreicht. Die Beiſezung wird dem Vernehmen nach am 22fenz 
ſtimmung. Mit „Nein“ ſtimmen 276 Ag mit „Ja“ 65 Abg. (faft diefelbe | die hohe Frau ſchon die Begräbnißſtätte reſervirt hat. Wie man auch 
) i 
Unter Tit. 6 (ächüche Ausgaben) werden den Anträgen der Comm. ge⸗ 
Unter Tit. 7 (Militärgeiſtlichkeit. — Perſönliche Ausgaben) werden zu: würdig fein wird, da dieſer Todesfall die höchſten Kreiſe berührt. 


Amendement von Hauſe genehmigt werde; ſonſt blieben ja die Summen ge⸗ 

Die hohe Entſchlafene iſt am 21. 
mungsmodus. 
narium und fest hier 15,610 Thlr. vom Etat ab. Ueber die net ob die September Mittags halb 1 Uhr in der hieſigen Kreuzkirche erfolgen, 

I 
Minorität, wie in der Abſtimmung vom 16. September, mit Ausnahme einiger ſchon feit Monaten dieſen harten Schlag erwarten konnte, find doch 
mäß 16,729 Thlr. angenommen, 1800 Thlr. dagegen in das Ertraordinarium | Tag der Trauer. Ueber 600 Einladungen find zur Begräbnißfeier 
nächſt 800 Thlr., die dem früheren Feldpropſt als perſönliche Entſchädigung 
Meteorologiſche Beobachtungen. 


bow: Die Staatsregierung erhalte alſo den Etat aufrecht. — Kriegsmi⸗ 
laucht die Frau Herzogin von Sagan iſt ihrem ſchweren 

ſtrichen, ohne daß ſonſt ein Reſultat für die Reg. erzielt ſei. — Nach dieſer 
in Alter von 69 Jahren 2% 

Das Haus genehmigt hierauf die 140,415 Thlr. mit allen gegen etwa⸗ Auguſt 1793 geboren und hat ſonach ein A Jah 

noch verbleibenden 16,790 Thlr. zu bewilligen, erfolgt namentliche Ab⸗ dem hübſchen, von Ihrer Durchl. reſtaurirten Kirchlein, in dem ſich 
e alle Kreiſe davon ſchmerzlich berührt und für ganz Sagan iſt es ein 
verwieſen und daſelbſt von der bisherigen Majorität abgeſetzt erlaſſen worden, die durch ihre Großartigkeit der hohen Entſchlafenen 

bewilligt geweſen ſind, noch einer kurzen Befürwortung dieſes Poſtens durch 


den Regierungs Commiſſar, abgelehnt. Darauf werden den Anträgen der 


Commiſſion gemäß 56,709 Thlr. bewilligt, 2580 Thlr., wie vorhin in das] Ter Barometerftand dei 0 dre, gar Lüfte | Winde | 
Extroordinarium geſtellt und abgelehnt. in Pariſer Linien, die Ane ongeter. Zemver| tung ame| Wetter. 
In gleicher Art werden in Tit. 8 (ſächliche Ausgaben) 5260 Thlr. geneh-“ _tur der Luft nach Reaumur, — — A 
migt und 1390 Thlr. abgelehnt. Breslau, 19. Sept. 10 U. Ab.] 335,41 | +8,8| O. 0. Heiter. 
Bei Tit. 9 (Militär⸗Juſtizverwaltung, perſönliche Ausgaben) hat die 20. Sept. 6 U. Morg.] 334,83 | 44,8] O. 0. Heiter. 
Commiſſion einſtimmig den Antrag geſtellt: „Die Erwartung auszusprechen, Berlin, 18. Sept. 2 U. Nachm.] 340,51 | 16,3 | NND. 2. Bewölkt. 
daß die Militärgerichtsbarkeit in Betreff der gemeinen Verbrechen und Ver: Wien, 17. Sept. 10 U. Abds.] 332,29 | 13,8 | NO. 1. Trübe. 

gehen aufgehoben, und ſodann die Zahl der betr. Gerichtsbeamten vermin⸗ Waffe r ſt 


dert werde.“ — Dieſe Reſolution wird nach kurzer Debatte, an der ſich die and. dr 
Herren v. Patow und Reichenſperger (Beckum) gegen, die Herren 1 3. Unterpegel: — F. 10 3. 
v. Stavenhagen und Oſterrath für den Antrag ausſprechen, faſt ein⸗ 
ſtimmig angenommen. Dann werden an perſönlichen Ausgaben 89,622 Thlr., 8 
darunter 25,160 Thlr. als „künftig wegfallend“ genehmigt, 300 Thlr. aber Paris, 19. Sept., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 69, 10, ſiel 
ins Extraordinarium verwieſen und dort abgelehnt. auf 68, 95 und ſchloß bei geringem Geſchäft matt zur Notiz. Conſols von 
Die ſächlichen Ausgaben unter Tit. 10 werden mit 530 Thlr. genehmigt, Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 
120 Thlr. werden ins Extraordinarium geſetzt und abgelehnt. 69, 05. 4 proz. Rente 96, 25. Italieniſche 5proz. Rente 70, 95. 3proz. 
(Schluß folgt.) Spanier 48%. lproz. Spanier —. Silber⸗Anleide —. Oeſterr. Staats ⸗ 
Eiſenbahn⸗Attien 476. Credit⸗mobilier⸗Aktien 972. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 
606. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 1 
London, 19. Sept., Nachm 3 Uhr. Conſols 93%. Iprz. Spanier 43 
Mexikaner 33%, Sardinier 8214. Sproz. Ruſſen 94%. Neue Rufen 93 4. 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7/ Sch., Wien 12 Fl. 95 Kr. Der fällige Dampfer 
aus Rio Janeiro iſt in Bordeaux angekommen. 


Breslau, 20. Sept. Oberpegel: 13 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 


Berlin, 19. Sept. Se. k. H. der Kronprinz von Preußen 
iſt von Reinhardtsbrunn angekommen. (St.⸗A.) 

Pl. Berlin, 19. Sept. [Die Miniſterkriſis.] Die Ereig⸗ 
niſſe werfen ihre Schatten vor ſich her. In der geſtrigen Sitzung der 
Budget⸗Commiſſton beobachtete Hr. o. d. Heydt, der Finanzminister] der Metallvorrath 17,365,753 Pfd. St. 
und zeitige Vorſitzende des Staatsminiſteriums, ein tiefes Schweigen; Wien, 19. Sept., Mitt. 2 Uhr 30 M. Beim Abgang der Dep. beſſer. 5proz. 


t er ſei tl nach de Metall. 71, 10. proz. Metall. 62, 75. Bank⸗Aktien 794. Nordbahn 
beute bar er ſeine Entlaffung erhalten, nachdem er [bel 80 80, cer 78. Maronalstinieipe:8d, 20, Sinead 


geſtern Nachmittag eingereicht. Am Miniftertiihe wird Hr. a 239. 50 itartien 215. 40 London 126, 75. Hamdurg 
v. d. Heydt nicht wieder erſcheinen, als Mitglied des Abgeordneten⸗ 94. 00 (Paris 50, 10. eg Silber „. Böhmiſche Weſtbahn 
Neue Looſe 132, —. 1860er 


Hauſes noch weniger; das Land wird feinen Rücktritt nicht beklagen, 161, 50. Lombardiſche Eiſenbahn 277, — 
das Volk feinen Namen nicht auf den goldenen Blättern ſeiner Ge: Looſe 91, —. . A 
ſchichte verzeichnen! Bei Alledem liegt in dem freiwilligen Rücktritt „, Frankfurt a. 1 ee ee 
des Mannes mehr Selbſtverleugnung, als man nach allem Voran⸗ Ziemlich feit bei beihräutiem 8 357 Bankaktien 2261 

f 4 i Bexbach 138%. Wiener Wechſel 92%. Darmſtädter Bankaktien . 
gegangenen hätte erwarten ſollen und koͤnnen. Der Eindruck der 


Darmit. Zettelbank 251. 5prz. Metall. 54%. 44prz, Met. 47%. 1854er 
letzten Budget⸗Commiſſions⸗Sitzung war denn doch ein zu gemwal:| Looſe 70%. Bee are Ar Geld an had, 
tiger, abe im geſtrigen Briefe von mißverſtandenen In- Aktien 226. Oeſterr. Bank⸗Antheile 736. Oe „Exedit⸗ g = 
8 er liegt 15 Löſung 12 5 7 e . 
ten Vorgänge der letzten Tage; die Miniſter ſollen bei Zuſtim⸗ amburg, 19. Sept, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. 


vergriffen hatten, ſo blieb ihnen nichts, als zurückzutreten. Die Herren 37 
o. Roon und v. d. Heydt thaten dieſen Schritt gleichzeitig, jedoch nur 9 
der letztere mit Erfolg. 


ſter ſolle die Krone decken, aber ſich nicht durch ſie decken 
laſſen, ja gegen den Proteſt des nun beſeitigten dauerhaften Finanz⸗ Engliſchee 


miniſters ward er zur Ordnung gerufen. Und was nun weiter? Der ; i illi iedriger, fremder flau. — Schönes Wetter. 

N n e ae et: Wei⸗ 
Roggen loco preishaltend, Oktober 1 Fl. 
Raps Oktober 84, April 85%. Rü bb l 


bekannten Namen Niemand unter den jetzigen Verhältniſſen eintreten, en 
von den Unbekannten mag mancher an dem Schickſal des armen Han⸗ 


Berliner Börse vom 19. September 1862. 


delsminiſters v. Holzbr inck Anſtand nehmen, der allerdings und trog | — 
0 ; 5 Fonds- und Geld- Course. 8 
der Gegenrede der „Kreuzzeitung“ feine Entlaſſung eingereicht bat ae 
2 v Freiw. 8 Anleihe 4½ 1023, G. chles. B.. 778 ½ 152 bz. N 
und — gemüthskrank geworden iſt. — Gerüchte aller Art durch⸗ Staat anl.. 0 br be c.. 285 171%, 5 n bu, 
kreuzen die Stadt, die „Boͤrſenzeitung“ colportirt We Abend ad BALTIEN 1 5 r 6 — 
wieder, es ſei deshalb hier zugleich bemerkt, daß die Angabe: von] dito 1859! 5 108 ½ 6. dito Prior O.. — | 4 = —— 
2 2 1 fi 2 — d-Sch. ... 3½ 91 ½ bz. dito Prior D. — | 4 197 6. 
Binde und Simſon hätten mit Bismarck heute eine Conferenz vor PrämAnleibe 188 122 9 5. dito Prior E. 1,1884 de 
und bei dem Kronprinzen abgehalten, von Unfang dis zu Ende aun. Feber son „is are F, 2 Kar 6 
den iſt; beide Abgeordnete hatten auf einige Augenblicke den Sitzungs⸗ e VEN: b e 9 1 
ſaal verlaſſen, um ihre — Reden nach dem ſtenographiſchen Manu⸗ 2 “to neue .....| 4 l 5. "dito (81) Pr. — | 4 01 0, 
feript zu corrigiren, fonft haben fie das Haus nicht verlaſſen und die Z e. 155 ns n 1 öde 
unter ihren Collegen verbreiteten Angaben ſofort widerlegt. Augen: S e 4 . Mane e f . 
blicklich läßt ſich gar nicht vorausſehn, was der nächſte Moment bringt, | „ ur- u. Neumärker| 4 10 bz. — — 1 1 115%, br. 
die Verwirrung, das läßt ſich mit Beſtimmtheit fagen, ift bodenlos, und 2 |Bommersche 4 09%, 1 e 
gut orientirte Leute prophezeien eine — ener giſche Schwenkungſ z Wet e 1 n 
nach rechts. (Das meinen wir auch. D. Red.) Man beſorgt, 5 |sächsische ....... 4 1100% ba dito Prior 8. — 15 8 va 
und ich fürchte mit Recht, eine kühne, allenfalls abenteuerliche auswär⸗ |7„schlesische.. ate alto 1 — 16 195 G. 
tige Politik und den Verfall der inneren Angelegenheiten, die Nieder: | Goldkronen 2 Preuss. u. ausl. Bank- Aetlen. 
geſchlagenheit iſt groß und dürfte wohl im Lande wie in der Reſidenz 5 Ausländische Fonds. 1801 F. 
; N ’ esterr. Metall ...... 5 56 4 561% ba. Berl. K.- 511 4 114 8 
in gleichem Maße vorhanden ſein. dito er Fr. Anl. . 4 79 er Berl. Hand Ges. 8 | 4 96100 
> > 2» a a oe “ 110 1 1 b Ben. RS er * 1 — 
4 3 1 at.-? ei 6 .. 4 8 raunschw. Ba m 
Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. e ER 
London, 18. Sept. Das Garibaldiſche Comite hat folgendes] dito 5. Anleihe ....| 5 |88 be, Darmst. Zettel-B. 85 | 4 100 b. 
5 a : dito poln. Sch.-Obl.] 4 |84% bz. Darmst. Credb. A. 4 90% bau. 9 
Telegramm aus Spezzia vom geſtrigen Tage erhalten: Profeſſor Pa⸗ vel. Pianabriete.... | 4 Dess, Orediib. & — | 4 788 0 
tridge hat Garibaldi geſehen und conftatirt, daß die Kugel nicht „an 2 F. a ( e. Gent Oredib. A| 14 2 be. 
in die Wunde eingedrungen ſei, aber den inneren Knöchel gebrochen dito 4300 f. 5 1115, © I LU DENT ER a. 
und das Gelenk bloßgelegt habe. Obwohl die Bewegung des letzteren bog, Banknofen ec] K N. — nn 
ſchmerzhaft if, fo if doch jetzt keine Entzündung vorhanden. Die Pages 36 . dt e b, bebe: „ 3.47 b. 
Wunde befindet ſich in der Beſſerung; das Allgemeinbefinden des Ge: Actien- Course. e 3 * an N 90 ibn 
nerals ift ziemlich zufriedenſtellend. 10 1 2 Ane Ae a 0 4 93 6 etw. ba 
160 P 5 . erva 4. — . 
London, 19. Sept. Zu London, Birmingham und Dublin | acn.-Düsseld... 10 9 6 Oenter ore en 3 4 1854 & 85 ba 
fi 2 2 N 3 1 . Prov.- * 
haben Meetings ſtattgefunden, um der Sympathie für Garibaldi Aus⸗ 1 . 4 21 An ee er 5 1 127 „ ba. 8 
druck zu geben, und um Petitionen an die Regierung zu richten, daß e, werten 3% 440 5. e 
dieſe mit dem Kaiſer Napoleon unterhandeln und die fofortige | Benn tambur, 9, 4120 6. Weimar. Bank- 41 0 2 


0 8 
Berl.-Potsd.-Mgd. 11 | 4 212, bz, 


Räumung Roms bewirken möge. — hehe in 5 4225 


1% 6. 
London, 19. Sept. Mit dem Dampfer „Teutonia“ eingetrof: | Breslan-Freibrg. | 67,| 4 [136% & 187% bz. 


10T.J143½% ba. 
A 2 5 öln-Mi . 124, 131,1182%, B. 2 M.|142%, br. 
fene Berichte aus Newport vom 9. d. M. melden, daß die Nachricht, Fran eric 674] 16 3 ar 0 
General Jackſon habe mit 50,000 Mann den Potomac überſchritten Mag. Mader 2 4 (2 8. be 
und Frederic occupirt, ſich beſtätigt habe. Magd.-Wittenbrg. 14,| 4 44% bz. N Web- 2 2% ba. 
St. Petersburg, 19. Sept. Ein Decret des Finanzministers teckionburger..] 24 4 fe. ane. 40 50 5 
beftimmt, daß Verkäufer ausländiſcher Lotteriepapiere dem Finanzmini⸗ Neisse Brleger 3% 4 (8 6. OB 1. % 6. 
ſter ein Obligationsregiſter and den Plan der Anleihe vorlegen müſſen, ehe. la I br Franka a. M. t.. f . RR 
und daß desfallſige Annoncen der Autorifation des Miniſters bedürfen. vorab. Fr. W.) | 3 46 % bz. Petersburg r Bw. 125 b 3 M. 574% b 
2 1 2 1 „| — rn au. . . E. 
Wiesbaden, 19. Sept. Sicherem Vernehmen nach hat die Oberschles 1. . Taler L 172 b. Bremen- . . . l TU b. 
Regierung unter der Vorausſetzung des Beitritts der übrigen Zollver⸗ Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 


Druck von Groß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. u 


einsregierungen ihre Zuſtimmung zum Handelsvertrage erklären laſſen. 


Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 20,794,155, 


— 2 33 — 4 
— 


